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Zuleitung nach Maßgabe der Parlamentsinformationsvereinbarung 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

gemäß Abschnitt II. Ziffer 2 der „Vereinbarung zwischen Landtag und 

Landesregierung über die Unterrichtung des Landtags durch die 

Landesregierung" übersende ich den Entwurf einer 

· Verwaltungsvereinbarung zwischen den Ländern und dem Bund, 

vertreten durch das BMEL, über die Einrichtung und den Betrieb einer 

zentralen Koordinierungs- und Kommunikationsstelle (KKS) zur 

Vorbereitung, Umsetzung und Weiterentwicklung der zentralen IT­

Architektur für den gesundheitlichen Verbraucherschutz (ZITA gV). 

Mit fr ndlichen Gr" 

Silke Gorißen 
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Verwaltungsvereinbarung 

zwischen 

1.) dem Land Baden-Württemberg, 

vertreten durch das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbrau­

cherschutz 

Kernerplatz 10 

70182 Stuttgart 

2.) dem Freistaat Bayern, 

vertreten durch das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher­

schutz 

Rosenkavalierplatz 2 

81925 München 

3.) dem Land Berlin, 

vertreten durch die Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 

Am Köllnischen Park 3 

10179 Berlin 

4.) dem Land Brandenburg, 

vertreten durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Integration und Ver­

braucherschutz 

Henning-von-Tresckow-Str. 2 - 13 

14467 Potsdam 

5.) der Freren Hansestadt Bremen, 

vertreten durch die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 

Contrescarpe 72 

28195 Bremen 

6.) der Freien und Hansestadt Hamburg, 

vertreten durch die Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz 

Billstraße 80 

20539 Hamburg 
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7.) dem Land Hessen, 

vertreten durch das Hessische Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirt­

schaft und Verbraucherschutz 

Mainzer Straße 80 

65189 Wiesbaden 

8.) dem Land MecklenburgeVorpommern, 

vertreten durch das Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche 

Räume und Umwelt 

Paulshöher Weg 1 

19061 Schwerin 

9.) dem Land Niedersachen, 

vertreten durch das Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 

und Verbraucherschutz 

Calenberger Straße 2 

· 30169 Hannover 

10.) dem Land Nordrhein-Westfalen, 

vertreten durch das Ministerium für Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Stadttor 1 

40219 Düsseldorf 

11 .) dem Land Rheinland-Pfalz, 

· vertreten durch das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität 

Kaiser-Friedrich-Straße 1 

55116 Mainz 

12.) dem Land Saarland, 

vertreten durch das Ministerium für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar 

und Verbraucherschutz 

Keplerstraße 18 

66117 Saarbrücken 

13.) dem Freistaat Sachsen, 

vertreten durch das Sächsische Staatsministerium für Soziales und Gesellschaft~ 

liehen Zusammenhalt 



Albertstraße 10 

01097 Dresden 

14.) dem Land Sachsen-Anhalt, 
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vertreten durch das Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und 

Forsten 

Hasselbachstraße 4 

39104 Magdeburg 

15.) dem Land Schleswig-Holstein, 

vertreten durch das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Na­

tur und Digitalisierung 

Mercatorstraße 3 

24106 Kiel 

16.) dem Freistaat Thüringen, 

vertreten durch das Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 

Frauen und Familie 

Werner-Seelenbinder-Straße 6 

99096 Erfurt 

sowie das Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft 

Werner-Seelenbinder-Straße 8 

99096 Erfurt 

17.) und der Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

(BMEL) 

Wilhelmstraße 54 

10117 Berlin 

über 
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die Einrichtung und den Betrieb einer zentralen Koordinierungs- und Kommunika­

tionsstelle (KKS) zur Vorbereitung, Umsetzung und Weiterentwicklung der zentralen 

IT-Architektur für den gesundheitlichen Verbraucherschutz (ZITA gV) 

Präambel: 

Die 15. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) hat im Mai 2019 (TOP 45) be­

schlossen, dass sie die Schaffung einer zentralen IT-Architektur für Kontrolldaten in den 

Bereichen des gesundheitlichen Verbraucherschutzes und des Veterinärwesens, na­

mentlich der Lebensmittelüberwachung, der Fleischhygiene, der Überwachung von Be­

darfsgegenständen, Tabakerzeugnissen und Kosmetika, sowie der Tiergesundheit, des 

Tierschutzes, der Tierarzneimittel, der tierischen Nebenprodukte und der Futtermittel für 

zwingend erforderlich hält. Mit Beschluss der 17. VSMK vom 7. Mai 2021 (TOP 49) 

wurde der Start dieses Vorhabens konkret beschlossen. 

Die wesentlichen Ziele der Einführung einer zentralen IT -Architektur für den gesundheitli­

chen Verbraucherschutz (ZITA gV) sind die Sicherung der Zukunftsfähigkeit und eine 

Steigerung der Effizienz der amtlichen Kontrollaktivitäten sowie der Planung und Bericht­

erstattung. Durch ein von Beginn an abgestimmtes Daten- und Informationsmanagement 

und konsequente Standardisierung soll eine Verbesserung der Informationsversorgung 

aller beteiligten Akteure erreicht werden, so dass künftig zeitnah auf allen relevanten 

Ebenen valide Daten als Planungsgrundlage für amtliche Kontrollen, für Auswertungen, 

Statistiken und die Erstellung von Berichten zur Verfügung stehen. 

Zur Vorbereitung, Durchführung und Weiterentwicklung der zentralen IT-Architektur be­

darf es zunächst der Einrichtung einer Koordinierungs- und Kommunikationsstelle (KKS). 

Die KKS soll eine Bündelung der notwendigen Ressourcen sowie die Verknüpfung von 

fachlicher und technischer Expertise sicherstellen und damit eine schnelle und qualitativ 

hochwertige Umsetzung der einzelnen Aufgaben zur Einführung der zentralen IT­

Architektur ermöglichen. 
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Die Parteien treffen daher auf der Grundlage des Artikel 91 c Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 

und 4 und Absatz 3 des Grundgesetzes folgende Vereinbarung: 
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§ 1 Gegenstand und Anwendungsbereich 

(1) Gegenstand dieser Vereinbarung ist die Einrichtung und der Betrieb einer zentra­

len Koordinierungs- und Kommunikationsstelle (KKS) der Länder und des Bundes 

zur Vorbereitung, Umsetzung und Weiterentwicklung einer zentralen IT­

Architektur für den gesundheitlichen Verbraucherschutz (ZITA gV). 

(2) Gemäß Beschluss der 15. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) vom 24. 

Mai 2019 (TOP 45) umfasst die zentrale IT-Architektur für Kontrolldaten die Berei­

che gesundheitlicher Verbraucherschutz, Tiergesundheit, Tierschutz, Tierarznei­

mittel, tierische Nebenprodukte sowie Futtermittel. Zum Zwecke der Vereinfa­

chung wird das Vorhaben zusammengefasst als zentrale IT-Architektur für den 

gesundheitlichen Verbraucherschutz (ZITA gV) bezeichnet. Die ZITA gV wird für 

die zukünftige Einbeziehung weiterer Kontrollbereiche (z.B. Öko-Lebensmittel , 

Geoschutz, Pflanzenschutz) offengehalten. 

§ 2 Organisatorische Anbindung der KKS 

( 1) Das Land Niedersachsen wird beauftragt, die KKS ab dem 1. Januar 2022 einzu­

richten und beabsichtigt, diese an das Servicezentrum für Landentwicklung und 

Agrarförderung (SLA) organisatorisch anzubinden. Das Land Niedersachsen ver­

anlasst die Einstellung und Beschäftigung des notwendigen Personals nach 

Maßgabe des§ 4 sowie der Entscheidungen des Steuerungskreises nach§ 5, 

die Ausstattung des Personals mit den erforderlichen Sachmitteln, die Unterbrin­

gung des Personals sowie die Wahrnehmung der Dienstaufsicht jeweils im Rah­

men der hierfür zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel. 

(2) Die Personalauswahl für die KKS trifft das Land Niedersachsen im Benehmen 

mit dem Vorsitz des Steuerungskreises nach§ 5 Absatz 6. 

§ 3 Aufgaben der KKS 

(1) Aufgabe der KKS ist es, durch die Vorbereitung, Umsetzung und Weiterentwick­

lung der IT-Architektur einschließlich der dafür notwendigen Datenverarbeitung 

einen laufenden Betrieb und die kontinuierliche Weiterentwicklung der zentralen 

IT-Architektur für die Länder und den Bund sicherzustellen. Dabei nimmt sie im 
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ersten Schritt insbesondere Aufgaben aus den Bereichen Projektplanung, -koor­

dinierung und -management, nach Übergabe der jeweiligen Teilbereiche in den 

Routinebetrieb aber auch die Betreuung des laufenden Betriebes für die zentrale 

IT-Architektur wahr. 

(2) Die Aufgaben der KKS umfassen insbesondere: 

a. Erstellung des Entwurfs eines IT-Rahmenplans mit Stufenkonzept, der für 

den Zeitraum von 5 Jahren allgemeine Leitlinien für den Aufbau und die 

Weiterentwicklung der zentralen IT-Architektur vorgibt, sowie die jährliche 

Fortschreibung des IT-Rahmenplans, 

b. Definition der erforderlichen Tätigkeiten für den Aufbau und nachfolgend 

detaillierte Ausarbeitung für die konkrete Umsetzung sowie den künftigen 

Betrieb, 

c. Ausarbeitung einer Kostenschätzung und Feinplanung nach Einholen von 

Angeboten für die zentrale IT-Architektur sowie haushälterische Dokumen­

tation, 

d. Sicherstellung des Schutzes personenbezogener Daten und Gewährleis­

tung der Informationssicherheit, 

e. fortlaufende Steuerung und Qualitätssicherung sowohl fachlich als auch 

technisch, 

f. Aufbau und Pflege einer priorisierten Aufgabenliste des Gesamtprojekts 

mit seinen Teilprojekten (initialer Backlog) und Bündelung der Produkt­

steuerung in der KKS Leitung (Ownership ), 

g. technische und organisatorische Planung des Architekturmanagements 

(Konzeption Rahmenarchitektur, Datenmodell, Informationsmodell, Infra­

struktur, Rechte- und Rollenkonzepte), 

h. Vorbereitung und Durchführung eventueller Ausschreibung(en) und Erstel­

lung einer Bewertungsmatrix, 

i. Gesamtsteuerung der zentralen IT-Architektur, insbesondere auch enge 

Zusammenarbeit mit den Rechenzentren, die mit dem Betrieb und dem 

Service für die technische IT-Infrastruktur nach von der LAV festgelegten 

Kriterien beauftragt werden, 

j. Identifizierung ggf. notwendiger Anpassungen rechtlicher Rahmenbedin­

gungen, insbesondere in Bezug auf vertragliche Regelungen zur Zusam­

menarbeit und zum Datenschutz, 
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k. Vorbereitung des Anforderungsmanagements und Konkretisierung des 

Produktbacklogs (vergleichbar Soll-Konzept) durch interdisziplinäre 

Scrum1-Teams zur Erstellung und Bearbeitung von Anforderungen aus 

fachlicher und technischer Sicht, 

1. Verantwortung der Produkteinführung mit Fach'" und Integrationstests so­

wie des umfassenden Update-/Release-Managements 

m. Vorbereitung und Konkretisierung des Veränderungsmanagements, Aus­

tausch, Kommunikation und weitere Planung mit den Facharbeitsgruppen 

der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz (LAV) sowie von die­

sen benannten Projektgruppen, 

n. Berücksichtigung und ggf. Einbindung weiterer Digitalisierungsprojekte bei 

Aufbau und fortlaufendem Betrieb der zentralen IT-Architektur (Projektma-­

nagementbüro „PMO"), 

o. Wahrnehmung der Aufgaben eines Sekretariats und Erstellung von regel­

mäßigen Berichten an die Lenkungsgremien nach § 5. 

(3) Bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 2 soll die KKS darauf hinwir­

ken, dass die Systeme möglichst offen gestaltet und Schnittstellen zu relevanten 

anderen Systemen eingerichtet werden, um technische Interoperabilität und. 

Wettbewerb zu ermöglichen. 

§ 4 Organisation und personelle Ausstattung der KKS 

(1) Die Binnenorganisation der KKS soll in folgende Aufgabenbereiche strukturiert 

werden: 

a. Strategisches Management/ Leitung der KKS: Erstellung, Fortschreibung 

und Sicherstellung der Einhaltung des IT-Rahmenplans, 

b. Taktisches Management/ Projekt-/Produktmanagement: Umsetzung des 

IT-Rahmenplans in (Teil-)Projekten, Organisation und Sicherstellung der 

Durchführung der (Teil-)Projekte, 

c. Operatives Management: Durchführung der Teilprojekte, Sicherstellung 

des Regelbetriebs, 

d. KKS-Büro: Führung der Dokumentation, übergreifendes Kommunikations­

management, Haushalt- und Personalplanung inkl. Controlling . 

1 Serum Ist ein Vorgehensmodell des Projekt- und Produktmanagements, insbesondere im Bereich der agilen Softwareentwicklung 



-9-

(2) Zur Sicherstellung der Handlungsfähigkeit der KKS sind für die Aufgabenberei­

che nach Absatz 1 a, b und d ab dem 1. April 2022 dauerhaft jeweils zwei Voll­

zeiteinheiten sowie für den Aufgabenbereich nach Absatz 1 c ab dem 1. April 

2022 dauerhaft sechs Vollzeiteinheiten vorzusehen. 

(3) Das Personal der KKS soll interdisziplinär zusammengesetzt sein. Neben Erfah­

rungen in den Bereichen Projekt- und Produktmanagement sowie Anwendungs­

planung und -auswahl sind Erfahrungen in den fachlichen Bereichen der zentra­

len IT-Architektur sowie in der Haushalts- und Personalführung erforderlich. 

( 4) Der Steuerungskreis nach § 5 kann erforderliche dauerhafte Abweichungen von 

den Regelungen in den Absätzen 1 bis 3 beschließen. 

(5) Die Leitung der KKS bewirtschaftet das ihr zur Verfügung stehende Budget ge­

mäß den Vorgaben dieser Vereinbarung sowie im Übrigen in eigener Verantwor­

tung unter Beachtung der haushalterischen Vorgaben des Landes Niedersach­

sen. Insbesondere ist sie befugt, Aufträge zur Erfüllung des jeweils aktuellen IT­

Rahmenplans sowie zur Sicherstellung des Regelbetriebs eigenständig zu ver­

geben. Über die Auftragsvergabe wird der Steuerungskreis nach§ 5 informiert. 

(6) Die KKS erarbeitet unverzüglich nach Aufnahme ihrer Tätigkeit eine Geschäfts­

ordnung, die vom Steuerungskreis nach § 5 zu genehmigen ist. 

§ 5 Lenkungsgremien der KKS und Zusammenarbeit mit bestehenden Gremien 

(1) Die Wahrnehmung der strategischen Lenkung der KKS obliegt der LAV unter 

Mitwirkung des BMEL. Sie verantworten dabei die Ausrichtung des Gesamtpro­

jektes zur Modernisierung der IT-Architektur und des Datenmanagements im ge­

sundheitlichen Verbraucherschutz, insbesondere bedarf der von der KKS erar­

beitete Entwurf des IT-Rahmenplans sowie dessen jährliche Fortschreibung der 

Freigabe durch Beschluss der LAV und der Zustimmung des BMEL. Ebenso be­

darf eine Abweichung vom IT-Rahmenplan oder eine Eingehung darüberhinaus­

gehender Verbindlichkeiten der vorherigen Freigabe durch Beschluss der LAV 

und Zustimmung des BMEL. 

(2) Die Leitung der KKS erstattet der LAV und dem BMEL regelmäßig und unbe­

schadet von § 6 Absatz 8 Bericht über den Stand des Gesamtprojektes. Nach 

Abschluss von Teilprojekten und Übergabe in den Routinebetrieb wird die Be­

richterstattung um den laufenden Betrieb und die Weiterentwicklung der zentra­

len IT-Architektur erweitert. 
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(3) Zur operativen Steuerung der KKS und des Gesamtprojektes wird ein Steue­

rungskreis eingerichtet, der sich zeitgleich mit Arbeitsaufnahme der KKS konsti­

tuiert. Der Steuerungskreis gibt die (Teil-)Projektplanungen frei und kann der 

KKS Arbeitsaufträge erteilen. 

(4) Der Steuerungskreis setzt sich zusammen aus je einem/r stimmberechtigten 

Vertreter/in 

- der KKS (Leitung der KKS), 

- 'der LAV-AG Information und Kommunikation (Vorsitz der AG luK), 

- des BMEL, sowie 

- zwei Vertretungen der LAV. 

Darüber hinaus gehört dem Steuerungskreis ein/e nicht stimmberechtigte/r Ver­

treter/in der kommunalen Spitzenverbände an. 

Durch die Vertreter/innen der vorgenannten Gremien bzw. Organisationen kön­

nen auch stellvertretende Teilnehmer/innen entsendet werden, an die bei Abwe­

senheit des/r Vertreters/in das Stimmrecht übergeht. 

Anlassbezogen können weitere Personen im Steuerungskreis als nicht-stimmbe­

rechtigte Gäste hinzugezogen werden. 

(5) Für eine Entscheidung des Steuerungskreises bedarf es der Zustimmung aller in 

Absatz .4 genannten stimmberechtigten Gruppen. Enthaltungen bleiben hierbei 

unberücksichtigt. Die Stimmen der beiden LAV-Vertretungen werden einzeln ge­

zählt. Beschlüsse von erheblicher Tragweite, die z. B. zusätzliche Kosten verur­

sachen oder die Änderung des Mandats oder des Aufgabenspektrums der KKS 

nach§ 3 betreffen, legt der Steuerungskreis der LAV und dem BMEL zur Be­

schlussfassung nach Absatz 1 vor. 

(6) Der Steuerungskreis hält mindestens halbjährlich Sitzungen ab, er legt im Übri­

gen seine Geschäftsordnung selbst nach LAV-Grundsätzen fest. Der Vorsitz des 

Steuerungskreises obliegt einem Vertreter der LA V. Die KKS nimmt für den 

Steuerungskreis eine Sekretariatsfunktion wahr und berichtet diesem regelmäßig 

über den Fortgang des Gesamtprojekts. 

(7) Die KKS dient als Vermittler und Bindeglied zwischen den bestehenden Gre­

mien, insbesondere den LAV-Arbeitsgruppen und deren Projektgruppen sowie 

dem Ausschuss Datenaustausch und dem Datenmanagement berichtspflichtiger 

Daten im Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) . 
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§ 6 Personalkosten und Budget 

(1) Die Länder und der Bund tragen gemeinsam die für die Modernisierung der IT­

Architektur entstehenden Kosten. Dies sind 

a. die Personalkosten inklusive der Personalneben- und -gemeinkosten 

nach niedersächsischen Rahmenbedingungen, 

b. die Kosten für Sachmittel und notwendige Schulungen durch die KKS, 

c. das Projektbudget für den Aufbau der IT-Architektur, die Kosten für den 

fachlichen Betrieb der IT-Architektur sowie für den technischen Betrieb 

im Rechenzentrum. 

Die genauere Festlegung der Kosten nach Buchstaben b und c ergibt sich aus 

dem IT-Rahmenplan, der der Freigabe nach§ 5 Absatz 1 bedarf. 

Alle Mittelzusagen im Rahmen dieser Vereinbarung stehen dabei unter dem Vor­

behalt genehmigter Haushalte von Bund und Ländern. 

(2) Die Bewirtschaftung der Mittel unterliegt dem Prüfungsrecht der Rechnungshöfe 

von Bund und Ländern. 

(3) Das BMEL beteiligt sich im Jahr 2022 mit einer einmaligen Anschubfinanzierung 

in Höhe von 1 Million Euro. Die verbleibenden Kosten in Höhe von 2 Millionen 

Euro tragen die Länder anteilig nach dem Königsteiner Schlüssel gemäß Anlage 1 

zu dieser Vereinbarung. 

(4) Ab dem Jahr 2023 erfolgt eine Aufteilung der Kosten für Bund und Länder nach 

dem jeweils gültigen modifizierten Königsteiner Schlüssel. 

(5) Die Verwaltung der Haushaltsmittel erfolgt im Rahmen eines Budgets durch das 

Land Niedersachsen. In den jeweiligen Haushaltsjahren nicht verausgabte Mittel 

sind dem Bund und den Ländern jeweils bis zum 01.03. des folgenden Jahres an­

teilig in voller Höhe zurückzuerstatten. Ausgenommen hieNon sind Zahlungsver­

pflichtungen, die im laufenden Jahr eingegangen wurden, jedoch erst im Folgejahr 

kassenwirksam werden und somit eine Festlegung der Mittel erforderlich machen. 

Insofern ist eine Übertragung nach den Vorschriften der Landeshaushaltsordnung 

Niedersachsen in das nächste Haushaltsjahr möglich. Über den Stand der Ausga­

ben sowie die Verträge, aufgrund derer Mittel übertragen werden, ist zum Stichtag 

31.12. eines jeden Jahres ein Nachweis zu erstellen und den Beteiligten zuzulei­

ten. 

(6) Die geschätzten jährlichen Kosten für die Haushaltsjahre 2022 bis 2026 sind der 

Anlage 1 zu dieser Verwaltungsvereinbarung zu entnehmen. Sie betragen im Jahr 
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2022 voraussichtlich 3 Millionen Euro, im Jahr 2023 3,3 Millionen Euro, im Jahr 

2024 3,65 Millionen Euro, im Jahr 2025 4 Millionen Euro, sowie im Jahr 2026 4,5 

Millionen Euro. Ab dem Jahr 2027 richten sich die Kosten nach dem von der KKS 

jährlich fortzuschreibenden IT-Rahmenplan, der gemäß§ 5 Absatz 1 der Freigabe 

bedarf. 

(7) Bund und Länder zahlen dem Land Niedersachsen bis zum 30. Juni des jeweili­

gen Haushaltsjahres die auf sie jeweils entfallenden Kostenanteile. 

(8) Die KKS berichtet dem Steuerungskreis jeweils bis zum 1. März eines Jahres 

über 

• den Sachstand der Vorbereitung, Umsetzung und Weiterentwicklung der zent­

ralen IT-Architektur, 

• den Abschluss des vergangenen Jahres in Bezug auf die Verwendung der Mit­

tel (Finanzcontrolling), den aktuellen Stand und die Planung der Verwendung 

der Mittel für das laufende Jahr und 

• eine mittelfristige Planung der Verwendung der Mittel. 

Erstmalig ist ein Bericht zum 01. März 2023 vorzulegen. 

§ 7 Inkrafttreten und Geltungsdauer 

(1) Diese Vereinbarung tritt zum 1. des Folgemonats nach Unterzeichnung durch die 

Parteien, jedoch frühestens am 1. Januar 2022, in Kraft. Für die Unterzeichnung 

genügt es, wenn jede Partei eine Ausfertigung der Vereinbarung, die mit den 

Ausfertigungen der anderen Parteien im Wortlaut gleich ist, unterzeichnet und 

diese dem BMEL übermittelt. Das BMEL unterrichtet alle Parteien, sobald die 

Vereinbarung von allen Parteien unterzeichnet worden ist. 

(2) Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Das Recht zur or­

dentlichen Kündigung ist während der ersten drei Jahre nach Inkrafttreten der 

Vereinbarung ausgeschlossen. Nach Ablauf der Frist gemäß Satz 2 kann die 

Vereinbarung jederzeit durch eine oder mehrere beteiligte Parteien mit einer 

Frist von zwei Jahren zum Jahresende ordentlich gekündigt werden. 
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(3) Solange das Land Niedersachsen und zwei weitere Partner im Rahmen dieser 

Vereinbarung zusammenarbeiten, bleibt diese bei Kündigung durch einen Part­

ner zwischen den übrigen Partnern bestehen. 

(4) Änderungen dieser Vereinbarung erfolgen einstimmig und bedürfen zu ihrer 

Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für einen eventuellen Verzicht auf das 

Schriftformerfordernis. Mündliche Nebenabreden gelten als nicht getroffen. 



- 14 -

Land Baden-Württemberg Stuttgart, den 
Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum 
und 
Verbraucherschutz 

Freistaat Bayern 
Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Verbraucherschutz 

Land Berlin 
Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und 
Klimaschutz 

München, den 

Berlin, den 

Land Brandenburg Potsdam, den 
Ministerium für Soziales, Gesundheit, Integra-
tion und Verbraucherschutz 

Freie Hansestadt Bremen Bremen, den 
Senatorin für Gesundheit, Frauen und Ver-
braucherschutz 

Freie und Hansestadt Hamburg Hamburg, den 
Behörde für Gesundheit und 
Verbraucherschutz 

Land Hessen Wiesbaden, den 
Hessisches Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz 

Land Mecklenburg-Vorpommern Schwerin, den 
Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, 
ländliche Räume und Umwelt 

.Land Niedersachsen Hannover, den 
Niedersächsisches Ministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
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Land Nordrhein-Westfalen 
Ministerium für Landwirtschaft und Verbrau­
cherschutz 

Land Rheinland-Pfalz 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität 

Land Saarland 
Ministerium für Umwelt, Klima, Mobilität. 
Agrar und Verbraucherschutz 

Freistaat Sachsen 
Sächsisches Staatsministerium für Soziales 
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 

Land Sachsen-Anhalt 
Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Land­
wirtschaft und Forsten 

Land Schleswig-Holstein 
Ministerium für Energiewende, Landwirt­
schaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung 

Freistaat Thüringen 
Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie 

Freistaat Thüringen 
Thüringer Ministerium für Infrastruktur und 
Landwirtschaft 

Düsseldorf, den 

Mainz, den 

Saarbrücken, den 

Dresden, den 

Magdeburg, den 

Kiel, den 

Erfurt, den 

Erfurt, den 



Bundesrepublik Deutschland 
Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft 
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Berlin, den 



Anlage 1 zur Verwaltungsvereinbarung 

Kalkulation der KKS-Personalkosten für die Haushaltsjahre 2022 - 2026 

Lfd. Nr. Besol-
der Bezeichnung dungs-/ 
VZE Tarif-

gruppe 

"s Pers·önar~ 
· 'kösteksati , . 

~
Strategisches ~15 
Management - Leitung 
der KKS (2 VZE' A 15 

1 
3 j Taktisches I A 14 

,____ ....... Management - Projekt- ~---

4 /Produktmanagement A14 
2VZE 

5 A11 
1 1 KKS-Büro 

6 E9a 

7 A14 

8 Operative Begleitung A14 
1---- der {Teil-)Projekte -

9 Projektmitarbeiter / A13 

1 o Verantwortliche A13 
1-----1 Mitarbeiter im 

11 laufenden Betrieb A11 

12 A11 

Summe 
Erläuterung: 1) Grundlage für die Schätzung und Steigerungen sind die standardisierten Personalkostensätze des Landes Niedersachsen für 2020, Nds. MBI. Nr. 

5/2020; sowie für 2021, Nds. MF Az. 12 1-04031/3333/2021. 



Anlage 1 zur Verwaltungsvereinbarung 

Kalkulation des KKS-Gesamtbudgets für die Haushaltsjahre 2022 - 2026 

Aufteilung und Entwicklung 
des Gesamtbudgets 

Gesamtbudget 

Personalkosten 

davon: 1 Rechenzentrum 

Projektbudget 



Anlage 1 zur Verwaltungsvereinbarung 

Kalkulation der finanziellen Beteiligung an der KKS durch Bund und Länder für die Haushaltsjahre 2022 - 2026 

Anteile laut 

OE 1 

Königsteiner 
Schlüssel 2019 

klassisch modifiziert 
1) 

BW 
1 

13,0406 10,7706 

BY 1 15,5607 12,852 

BE 5, 18995 4,28653 

BB 3,02987 2,50245 

HB 0,95379 0,78776 

HH 2,60343 2, 15025 

HE 1 7,43709 6,1425 

MV 1 1,98045 1,63571 

NI 1 9,39533 7,75987 

NW 21,0759 17,4072 

RP 4,81848 3,97972 

SL 1, 19827 0,98968 

SN 1 4,98208 4, 11484 

ST 2,69612 2,2268 

SH 3,40578 2,81293 



Anlage 1 zur Verwaltungsvereinbarung 

TH 2,63211 2,17393 

Bund 17,4072 

Summe 100 100 

Erläuterungen: 

1) aktuellste Festlegung laut GWK für 2019, veröffentlicht im BAnz AT 06.05.2021 B8. 

2) Erhöhung des Anteils des Bundes für 2022 auf 1 Mio. €, Verteilung des restlichen Budgets auf die Länder nach klassischem Königsteiner Schlüssel 2019, s. 

auch 1); Beiträge wurden auf volle 100 € geglättet. 

3) Verteilung auf Bund und Länder laut modifiziertem Königsteiner Schlüssel 2019, s. auch 1); Beiträge wurden auf volle 100 € geglättet. 


